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VORWORT 

Die Scliweizehsche bäuerliclie Bijrgsclnaftsgenossenscliaft darf 1996 ilnr 75-

jäliriges Bestehen feiern. Das Jubiläum bietet Gelegenheit zu Rückblic(< und 

Ausblick, aber auch zu Dankbarkeit und Befriedigung. Laute Jubelfeiern pas­

sen allerdings nicht in die heutige Zeit, die von Umbruch und Verunsicherung 

in der Politik, in der Wirtschaft und insbesondere in der Landwirtschaft geprägt 

ist. Dennoch soll das Jubiläumsjahr Gelegenheit sein, die Tätigkeit der Bürg­

schaftsgenossenschaft seit der Gründung im Jahre 1921 sichtbar zu machen, 

über die Leistungen zugunsten der Bürgschaftsnehmer Rechenschaft abzule­

gen und über die Aufgaben der Zukunft unserer Institution nachzudenken. 

Die Landwirtschaft steckt heute aus verschiedenen Gründen inmitten von Ver­

änderungen. Viele Bauern möchten die gute alte Zeit beibehalten. Sie erwar­

ten, dass die Politik dies bewerkstelligt. Sie merken nicht, wie sich die Agrar­

politik in einem veränderten Umfeld bewegt. Im siebten Landwirtschaftsbericht 

von 1992 legte der Bundesrat die Grundzüge der Neuausrichtung der Agrar­

politik dar. In mehreren Reformschritten soll eine Totalrevision des Landwirt­

schaftsgesetzes erfolgen und ausserdem ein neuer Veri'assungsartikel einge­

führt werden. Näher an den Markt, mehr Ökologie, offenere Grenzen für Nah­

rungsmittelimporte und Abbau der staatlichen Preis- und Absatzgarantie lautet 

die Marschrichtung. Für ihre Leistungen und Einbussen sollen die Bauern über 

mehr Direktzahiungen abgegolten werden, was angesichts der Bundesdefizite 

begreiflicherweise auf reichlich Skepsis bei den Betroffenen stösst. Der Spagat 

ist nur in Verbindung mit Struktunwandel und Kostensenkung möglich. Dies 

werden wir auch von unseren Bürgschaftsnehmern in den kommenden Jahren 

hautnah erfahren. 

Rückblickend dürfen wir - ohne unbescheiden zu sein - feststellen, dass in den 

vergangenen Jahren tausende von bäueriichen Bewirtschaftern, sei es als Ei­

gentümer oder Pächter, von der Existenz unserer Bürgschaftsgenossenschaft 

profitiert haben. Sie haben Dariehen erhalten, die sie ohne unsere Bürg­

schaftsgenossenschaft nie oder jedenfalls nicht zu so günstigen Zins- oder 

RückZahlungsbedingungen erhalten hätten. 
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Auf diese segensreiclie Hilfe, die wir ohne jegliche Kosten für die Gesuchstel­

ler erbringen, darf unsere Institution stolz sein. 

Ohne Anpassungsfähigkeit an die Bedürfnisse unserer Bürgschaftsnehmer und 

ohne Geschick bei der Aufgabenerfüllung hätte die Schweizerische bäuerliche 

Bürgschaftsgenossenschaft die 75 Jahre nicht überdauert. Das Jubiläumsjahr 

bietet daher auch Gelegenheit, den Genossenschaftern und all jenen Kräften 

herzlich zu danken, die sich, in welcher Funktion auch immer, durch Wissen, 

Erfahrung und Tatkraft für die Bürgschaftsgenossenschaft eingesetzt haben. 

Für viele Bauernfamilien stehen harte Zeiten bevor. Der Strukturwandel wird 

den einen Chancen eröffnen, andere zu Bauernopfern machen. Besonders 

schwer betroffen werden Betriebe sein, die nicht mit einer so schnellen Ein­

kommensverschlechterung gerechnet haben und vorab investitionsbedingt 

stark verschuldet sind. Diese negative Entwicklung wird auch an der Bürg­

schaftsgenossenschaft nicht spurlos vorbeigehen. Es bleibt der Wunsch, dass 

die verantwortlichen Organe und Kräfte unserer Bürgschaftsgenossenschaft 

die Fähigkeit besitzen, den richtigen Weg zwischen Weitblick und Realismus 

zu finden, ohne den Dienst gegenüber den Bauernfamilien zu vernachlässigen. 

4 

Entstehung und Aufgabe 

Die Bürgschaftsgenossenschaft wurde im Jahre 1921 mit einem Stammkapital 

von Fr. 1'200*000.- und einem Genossenschaftskapital von Fr. 546'000.~ ge­

gründet. Das Stammkapital ging aus der Societe suisse de surveillance eco-

nomique (SSS), einer Organisation, die während dem ersten Weltkrieg ein Mo­

nopol über Ein- und Ausfuhr der wichtigsten Güter hatte, hervor. An der Grün­

dung waren 115 Genossenschafter aus landwirtschaftlichen Organisationen, 

Banken, Kantonen und Privatpersonen beteiligt; eine Verteilung, die sich bis 

heute wenig verändert hat. 

Ursprünglich bestand die Absicht, eine Art Agrarbank mit direkter Darlehens­

gewährung zu errichten. Mit dem zur Verfügung gestandenen Kapital wäre es 

aber nicht möglich gewesen, die erwartete Anzahl Betriebe zu unterstützen. 

Die gewählten Bürgschaftsleistungen gestatteten es, wesentlich mehr Gesuche 

zu berücksichtigen, denn damals galt vorwiegend das Bedürfnis, den Bauern 

für die Finanzierung die notwendigen Sicherheiten zu bieten, welche mit dem 

Grundeigentum nicht gewährleistet waren. 

Die gegründete Genossenschaft mit dem Namen „Bürgschaftsgenossenschaft 

für Landarbeiter und Kleinbauern" hatte die Aufgabe, Landarbeitern die Ver­

selbständigung zu ermöglichen und zugunsten von „Kleinbauern", meist Eigen­

tümern, Bürgschaften zu übernehmen. Im Zeitpunkt der Gründung verfügten 

die Bürgschaftsnehmer über Betriebe mit einer Grösse von 2 bis 3 ha. Die da­

maligen Verhältnisse hielten aber nicht lange an. Schon bald kam ein Struktur­

wandel in Gang. Im Jahre 1942 mit der Erneuerung der Bestimmungen über die 

Bürgschaft im Schweizerischen Obligationenrecht wurde auch der Namen der 

Genossenschaft in Schweizerische Bürgschaftsgenossenschaft für Land­

arbeiter und Kleinbauern geändert. Die Bürgschaftsgenossenschaft stand 

dann allen Bauern und Bäuerinnen zur Verfügung, die erstmals ein kleineres 

landwirtschaftliches Gewerbe zur Selbstbewirtschaftung übernahmen. 
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Im Jahre 1962 trat das Bundesgesetz über Investitionskredite und Betriebshilfe 

in Kraft. In diesem Zeitpunkt hat sich die Bürgschaftsgenossenschaft den neu­

en Bedürfnissen angepasst. Dabei wurde sie in Schweizerische bäuerliche 

Bürgschaftsgenossenschaft umbenannt. Seither werden Bürgschaften über­

nommen für; 

- Betriebsübernahmen 

- Betriebserweiterung 

- Strukturverbesserung 

- Rationalisierungsmassnahmen 

- Gemeinsame Einrichtungen 

Die Betriebe der Bürgschaftsnehmer können traditionelle landwirtschaftliche 

Gewerbe, aber auch Spezialbetriebe sein. Da das Grundeigentum heute we­

sentlich mehr Sicherheit bietet als in der Gründungszeit, sind die Bürgschafts­

nehmer vermehrt Pächter. Die durchschnittliche Betriebsgrösse der Bürg­

schaftsnehmer liegt nun über 20 ha landwirtschaftliche Nutzfläche. 

Auch die Geldgeber, die ursprünglich nahezu ausschliesslich aus Banken be­

standen, haben etwas geändert. Nebst den Darlehen von Bankinstituten wer­

den Investitionskredite des Bundes nach dem Bundesgesetz über Investitions­

kredite und Betriebshilfe, ferner Betriebshilfedarlehen sowie kantonale Investi­

tionshilfen, gelegentlich auch Darlehen von anderen Organisationen und Pri­

vatpersonen verbürgt. 

Eine Bürgschaftsleistung soll den Landwirten ermöglichen, zinsgünstige 

Darlehen zu erhalten oder überhaupt einen Kredit zu bekommen. In allen 

Fällen ist es aber selbstverständlich, dass die Gesamtverschuldung für den 

Betriebsleiter und seine Familie tragbar erscheinen muss. Damit bewegen sich 

auch die Risiken für die Bürgschaftsgenossenschaft in einem verantwortbaren 

Rahmen. Für die Prüfung der Bürgschaftsgesuche sollte nach Möglichkeit im­

mer ein Betriebsbudget oder eine Buchhaltung vorliegen. 
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ENTWICKLUNG DER BÜRGSCHAFTSLEISTUNGEN 

Die wichtigsten Beschlüsse seit 1921 

1921 Gründung mit maximalen Bürgschaftleistungen 
in Form einer einfachen Bürgschaft für die erstmalige 
Verselbständigung 
Fr. S'OOO.- für Darlehen ohne zusätzliche Sicherheiten 
Fr. 5'000.~ für Darlehen mit zusätzlichen Grundpfandsicherheiten 

1926 Statutenänderung mit Ermöglichung der IJbernahme von Solidar­
bürgschaften 
Erhöhung der Höchsthaftungsbeträge auf 
Fr. S'OOO.- für Darlehen ohne zusätzliche Sicherheiten 
Fr. lO'OOO.-für Darlehen mit zusätzlichen Grundpfandsicherheiten 

1942 Vollständige Statutenänderung mit Namensänderung von 
Bürgschaftsgenossenschaft für Landarbeiter und Kleinbauern in 
Schweizerische Bürgschaftsgenossenschaft für Landarbeiter und 
Kleinbauern, 

Anpassung an das neue Bürgschaftsrecht. Aufnahme der 
Verbürgungsmöglichkeit für Dienstbotenwohnungen. 

1947 Erhöhung der Verbürgungsmöglichkeiten auf 
Fr. S'OOO.- für Darlehen ohne zusätzliche Sicherheiten 
Fr. lO'OOO.- für Dariehen mit zusätzlicher Grundpfandsicherheit 

1955 Erhöhung der Verbürgungsmöglichkeiten auf 
Fr. 10'OOO.— für Darlehen ohne zusätzliche Sicherheiten 
Fr. 1 S'OOO.- für Darlehen mit zusätzlicher Grundpfandsicherheit 

1961 Vollständige Statutenänderung 
Namensänderung von Schweizerische Bürgschaftsgenossenschaft für 

Landarbeiter und Kleinbauern in 
Schweizerische bäuerliche Bürgschaftsgenossenschaft 

Erhöhung der Verbürgungsmöglichkeiten auf 
Fr. 12'000.-für Darlehen ohne zusätzliche Sicherheiten 
Fr. 20'000.- für Darlehen mit zusätzlichen Grundpfandsicherheiten 

1968 Übernahme des Hilfsfonds für Klein- und Schuldenbauern in der Höhe 
von rund Fr. 41 S'OOO.— zur Verwendung als Deckungskapital 
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1969 Vollständige Statutenänderung 
Schiaffung der Möglictikeit von Bürgsctiaftsleistungen für 

Betriebsumstellungen und Betriebs- oder Strukturverbesserungen. 
Festlegung von maximalen Verbürgungsbeträgen: 
Fr. 1 S'OOO.- für Darlehen ohne zusätzliche Sicherheiten 
Fr. 2S'000.- für Darlehen mit v\/eiteren Sicherheiten ohne Grundpfand 
Fr. SO'OOO.-für Darlehen mit zusätzlichen Grundpfandsicherheiten 

1974 Erhöhung der Verbürgungsmöglichkeiten 
Fr. 20'000.-für Darlehen ohne zusätzliche Sicherheiten 
Fr. SO'OOO.- für Darlehen mit zusätzlichen Sicherheiten 

1979 Erhöhung der Verbürgungsmöglichkeiten 
Fr. SO'OOO.- für Darlehen ohne zusätzliche Sicherheiten 
Fr. SO'OOO.- für Darlehen mit zusätzlichen Sicherheiten 

1986 Anpassung der Verbürgungsmöglichkeiten 
Fr. SO'OOO.- wie bisher ohne zusätzliche Sicherheiten 
Fr. SO'OOO.-für Darlehen mit zusätzlicher Sicherheit 
Fr. 7S'000.- für Darlehen mit zusätzlicher Grundpfandsicherheit 

Kleinbauernbetriebe von ehemaligen Bürgschaftsnehmern 
wurden zum Teil aufgegeben 
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Veränderte Bedürfnisse der Bürgschaftsnehmer 

In den ersten Jahren waren die Bürgschaftsnehmer hauptsächlich Eigentümer. 

Das Grundeigentum bot aber für die Finanzierung nicht genügend Sicherheit, 

weshalb zusätzliche Bürgschaften erforderlich waren. Die Investitionen sollten 

damals für eine längere Zeit wirksam sein, weshalb mit den Bürgschaftsneh­

mern kleinere Rückzahlungen vereinbart wurden als heute. In den letzten Jah­

ren waren die Bürgschaftsnehmer mehrheitlich Pächter, welche die verbürgten 

Darlehen für die Anschaffung von Inventar benötigten. Demzufolge müssen die 

Tilgungen auch höher sein. 

Die nachfolgenden Daten geben über diese Veränderungen Aufschluss: 

Anzahl Bürgschaften nach Eigentümern und Pächtern 
jeweils am Jahresende 

1945 1970 1995 
Eigentümer S26 146 127 
Pächter 91 S07 29S 
Total 417 653 420 

Rückzahlungen in Prozenten des verbürgten Betrages 

Jahr 1945 1970 1995 
Prozent 5 10 20 
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Überblick über die erbrachten Bürgschaften 

Seit 1921 sind insgesamt 4083 Bürgschaften mit einem Betrag von 

Fr, 70'346'638.- übernommen worden. Die Zahl der behandelten Bürgschafts­

gesuche hat sich im Laufe der vergangenen 75 Jahre wenig verändert und der 

verbürgte Betrag ist bis 1990 stets angestiegen. Seither bleibt er eher konstant 

zwischen 11 und 12 Millionen Franken. Wie der nachfolgenden Darstellung 

entnommen werden kann, wurden im Laufe der Jahre folgende Bürgschaftslei­

stungen erbracht: 

Jährlich eingegangene Bürgschaften im Durchschnitt der Jahre 

Bürgschaften in Mio Fr . Anzahl Bürgschaften 

1921/70 1971/75 1976/80 1981/85 1986/90 1991/95 
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Erträgliche Verluste 

Die Übernahme von Bürgschaften bringt gewisse Risiken mit sich. Durch die 

Übernahme einer Bürgschaft wird dem Geldgeber für sein Darlehen eine Si­

cherheit geleistet, die es dem Schuldner überhaupt ermöglicht, einen Kredit zu 

tragbaren Bedingungen aufzunehmen. Ohne die Übernahme von Risiken wäre 

die Bürgschaftsleistung somit sinnlos. 

Allgemein kann festgestellt werden, dass die Schuldner in der Vergangenheit 

gewillt waren, ihren finanziellen Verpflichtungen nachzukommen. Die erlittenen 

Veriuste widerspiegeln die wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere diejeni­

gen der Landwirtschaft in den letzten 75 Jahren. Besonders in den Zwanziger-

und dann in den Dreissigerjahren hatten die Verluste einen Umfang angenom­

men, der an die Grenze der Tragbarkeit gestossen ist. Später wurden dann die 

Verluste sehr bescheiden. Heute sind aber Anzeichen dafür da, dass wieder 

mit grösseren Verlusten zu rechnen ist. 

Nachstehend wird die Entwicklung der Verluste dargestellt. 

Verluste in % des verbürgten Betrages im Mittel von Fünfjahresperioden 

% 

1921/25 1931/35 1941/45 1951/55 1961/65 1971/75 1981/85 1991/95 
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AUSBLICK 

Das Landwirtschaftsgesetz von 1951, ausgerichtet auf die Zielsetzungen der 

Ernährungssicherung fijr die Bevölkerung sowie der Preis-, Absatz- und Ein­

kommensgarantie fijr die Bauernfamilien, hat ausgedient. Es soll durch ein total 

revidiertes, neues Landwirtschaftsgesetz abgelöst werden, das der Bundesrat 

noch im Laufe dieses Jahres den eidgenössischen Räten vorlegen will. Die 

angestrebte markt- und umweltorientierte Agrarreform findet zusätzliche Ab-

stützung in einem neuen Verfassungsartikel 31octies BV, über den das 

Schweizervolk am 9. Juni 1996 abstimmt und wahrscheinlich auch annimmt. 

Insbesondere die vorgesehenen Liberalisierungs- und Deregulierungsmass-

nahmen werden tiefgreifende Systemänderungen zur Folge haben. Der Re-

formprozess, der verschiedene Ursachen hat, trifft zwar in erster Linie, aber 

nicht nur die Bauernbetriebe. Konsequenzen werden ebenfalls die vor- und 

nachgelagerten Unternehmungen, die bäuerlichen Organisationen, also letzt­

lich die gesamte Ernährungswirtschaft und der ländliche Raum zu tragen ha­

ben. 

Für die künftige Tätigkeit unserer Bürgschaftsgenossenschaft steht die Frage 

im Vordergrund, wie sich als Folge der Agrarreform die bäuerlichen Einkom­

men entwickeln werden und die Betriebe wirtschaftlich über die Runde kom­

men. Eine zentrale Rolle wird dabei die Höhe der Verschuldung spielen, aber 

auch was die neue Agrarpolitik bezüglich Strukturverbesserungen, Investiti­

onshilfen und Sicherheitsnetzen vorsieht Sind gewährte Kredite für den Be­

trieb unter veränderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen nicht mehr trag­

bar, kommt es unweigerlich zu Verlusten. Häufen sich in Fällen, wo wir Bürg­

schaften leisten, die Verluste, haben wir letztlich die Folgen zu tragen. 

Lange Zeit wurde der Fremdkapitaieinsatz der schweizerischen Landwirtschaft 

noch als einigermassen tragbar erachtet. Wie neuere Untersuchungen zeigen, 

werden jedoch die heutigen Schulden unter veränderten Rahmenbedingungen 

(GATT-Umfeld/EU-Annäherung) rasch zu grossen Schwierigkeiten führen. 

12 

Mehr und mehr Betriebe geraten bereits in den Strudel der Überschuldung, 

weil das landwirtschaftliche Einkommen von 1989 - 1995 kontinuierlich um total 

rund 30 % gesunken ist. 

Bei übereilten Schritten der Agrarpolitik von der geschützten zur liberalisierten 

Landwirtschaft würde sich die Verschuldungssituation noch drastisch zuspit­

zen. Auch im internationalen Vergleich steht unsere Landwirtschaft mit ihrem 

hohen Schuldenniveau je ha Nutzfläche nicht gut da. Probleme werden aber 

nicht nur Betriebe bekommen, die im neuen Umfeld langfristig ohnehin nicht 

überlebensfähig sind, sondern auch strukturell zukunftsfähige Betriebe, welche 

in den letzten Jahren viel in Boden und Gebäude investiert haben. Um die f i­

nanziellen Bedrängnisse solcher Betriebe zu beheben oder zu verhindern, die 

namentlich auf die veränderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zurück­

zuführen sind, braucht es im neuen Landwirtschaftsgesetz besondere Begleit-

massnahmen, wie beispielsweise einen Ausbau der Betriebshilfe zur Umschul­

dung, Überbrückungshilfen bis zum Bezug einer AHV-Rente oder Umschu­

lungsbeiträge. 

Zu den im Bereich der Investitionshilfe vom Bund unbestritten weiterzuführen­

den Instrumente zählep die Beiträge an die Strukturverbesserungen und die 

Investitionskredite. Diese Investitionshilfen sind wirksame GATTAA/TO- und 

EU-konforme Massnahmen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit durch 

Kostensenkung. Geplant ist im neuen Recht bei Investitionen auch ein Wech­

sel vom Restfinanzierungsprinzip zum Pauschalfinanzierungssystem, das mehr 

unternehmerischen Spielraum bietet und den Anreiz zur Kostensenkung erheb­

lich steigert. Explizit verankert im revidierten Landwirtschaftsgesetz soll ferner 

die Starthilfe für Junglandwirte und Junglandwirtinnen werden. Dabei handelt 

es sich um einen Sockelbeitrag bei der Betriebsübernahme zur Reduktion der 

Verschuldung beim Generationenwechsel. 

Die Auswirkungen der Agrarreform auf die Landwirtschaft sind heute noch 

schwer abschätzbar. Was das Pariament schliesslich als Voriage verabschie­

det und inwieweit sich der Bund bei den Förderungsmassnahmen engagiert 

und was er finanzpolitisch verkraften kann, bleibt einstweilen offen. 
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Der Trend scheint am ehesten so zu verlaufen, dass die neue Agrarpolitik den 

Konsumentinnen und Konsumenten dank tieferen Preisen am meisten nützt, 

der Bundeshaushalt kaum Einsparungen erzielt und die Bauern die Einkom­

menskonsequenzen zu tragen haben. 

Dies zwingt die Bauern zu grösster Vorsicht bei Investitionen und dosiertem, 

überlegtem Einsatz von Fremdkapital. Eine Verringerung des hohen Verschul­

dungsgrades als Massnahme zur Senkung der Produktionskosten und Verbes­

serung der Wettbewerbsfähigkeit muss für die Praxis ein primäres Ziel darstel­

len. Aufgabe unserer Bürgschaftsgenossenschaft wird in den nächsten Jahren 

sein, die Einkommensentwicklung der Landwirtschaft und die neue Investiti­

onshilfepolitik des Bundes aufmerksam zu verfolgen, die Signale zu analysie­

ren und die nötigen Schlussfolgerungen für die Anpassung unserer Aktivitäten 

an die Bedürfnisse der Landwirtschaft rechtzeitig zu ziehen, ohne dabei unsere 

Institution selber zu gefährden. 

Brugg, 14. Mai 1996 

H.P. Späti, Präsident 

H.R. Hotz, Geschäftsführer 
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Zweiter Teil 

75. Geschäftsbericht über das Jahr 1995 
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I. Allgemeines 

Witterung 

Die Witterungsverhältnisse glichen 1995 einem Wechselbad. Auf einen nieder­

schlagsreichen Winter und einen kühlen und nassen Frühling folgte ein heisser 

Hochsommer, dem sich ein regenreicher September anschloss. Nässe und 

Kälte wirkten sich besonders nachteilig auf die Alpsömmerung aus. Der sonni­

ge Oktober glich die erlittenen Qualitätseinbussen bei den Herbstkulturen je­

doch wieder aus. 

Pflanzliche Produktion 

Der Futterwuchs war vielerorts knapp. Die Qualität der Heuernte befriedigte nur 

dort, wo anfangs Mai ein erster Schnitt genutzt werden konnte. Die Getreide­

ernte fiel je nach Produktionsweise und Standort (Höhenlage) unterschiedlich 

aus. In Regionen mit Frostschäden wurden zum Teil weniger als 30 Dezitonnen 

je Hektare geerntet. In günstigen Lagen konnten aber hohe Erträge mit hohen 

Hektolitergewichten erzielt werden. 

Die gesamte offene Ackerfläche betrug im Jahre 1995 rund 31 S'OOO Hektaren 

und hat sich gegenüber dem Vorjahr um rund 600 Hektaren vergrössert. 

Tierische Produktion 

Die Milcheinlieferungen hielten sich praktisch im Rahmen der Vorjahresmenge. 

Was dagegen mehr Sorgen bereitete, war der unter Druck geratene Absatz der 

Milchprodukte. Eine desolate Lage herrschte 1995 besonders auf dem 

Schlachtviehmarkt, der ganz aus dem Gleichgewicht geriet. Zu einem richtigen 

Preissturz kam es im Herbst bei den Schlachtschweinen, fiel deren Preis doch 

bis auf Fr. 3.20 je kg Lebendgewicht zurück. In den Strudel wurden auch die 

Preise für Schlachtkühe, Bankvieh und Kälber gerissen. Ebenso gaben die 

Nutzviehpreise massiv nach. 
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Preise 

Der Index für Produzentenpreise ging gegenüber dem Vorjahr um 5 % zurück. 

In geringerem Ausmass, nämlich um 1 %, sank der Index der Preise für land­

wirtschaftliche Produktionsmittel. Diese Situation hatte, trotz der ausgerichteten 

Direktzahlungen, ein weiteres Absinken des landwirtschaftlichen Einkommens 

zur Folge. 

Agrarpolitik 

Am 12. März 1995 wurden alle dem Volk unterbreiteten Agrarvorlagen abge­

lehnt. Das dreifache Volksnein betraf den Verfassungsartikel über die Land­

wirtschaft (Gegenvorschlag zur zurückgezogenen Bauernverbandsinitiative), 

die Teilrevision des Milchwirtschaftsbeschlusses zur Einführung des Handels 

mit Milchkontingenten und die Änderung des Landwirtschaftsgesetzes zur Er­

hebung von Zwangsbeiträgen der Bauern für die Finanzierung von Selbsthilfe-

massnahmen. 

Der sogenannte Leistungsnachweis in den Bereichen Ökologie und Ökonomie 

erlangt dadurch politisch und marktwirtschaftlich zunehmende Bedeutung. Die 

schlechte wirtschaftliche Situation erschwert jedoch das Verständnis der Bau­

ern für weitgehende Reformschritte. 

Leider wurde 1995 die Gelegenheit verpasst, mit klaren Zielsetzungen eine 

neue Agrarpolitik einzuleiten, die auch das Stimmvolk mitträgt. Die nötigen 

Lehren sind bereits mit einem neuen Anlauf für einen Landwirtschaftsartikel 

gezogen worden. Mit der sogenannten „Agrarpolitik 2002" soll ferner das be­

stehende Landwirtschaftsgesetz total revidiert und dabei besonders marktwirt­

schaftliche Reformen angestrebt werden. 
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Kapitalmarkt / Zinssätze 

Nachdem sich die Zinsen auf dem Kapitalmarkt 1994 spürbar erhöht hatten, 

setzte gegen Ende 1994 und über das ganze Jahr 1995 hinweg ein starker 

Rückgang der Zinsen für Passivgelder - so Kassenobligationen von 5,3 auf 3,7 

% - ein. Der Zinssatz für I. Hypotheken ist auf rund 5,5 % zurückgegangen. 

Weitere Zinssenkungen sind für das laufende Jahr angekündet worden. 

Der Zerfall der F le ischpre ise macht vor allem den Mästern zu schaffen 
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II. Geschäftsbericht 

Tätigkeit der Organe 

Generalversammlung 

Die ordentliclie Generalversammlung vom 19. Juni 1995 genetimigte Jahres-

berictit und Jahresrechinung. Im Zusammenhang mit dem Geschäftsbericht 

wurde auch die unsichere Zukunft unserer Landwirte behandelt. Dieser Unsi­

cherheit musste auch bei der Prüfung der Bürgschaftsgesuche vermehrt Rech­

nung getragen werden. 

Im Anschluss an die ordentlichen Geschäfte hielt Herr Marc Zuber, Mitarbeiter 

des Schweizerischen Bauernverbandes, ein aufschlussreiches Referat zum 

Thema „ GATT und Agrarpolitik 2002" 

Vorstand 

Der Vorstand erledigte seine Geschäfte an der ordentlichen Sitzung vom 24. 

April 1995. 

Geschäftsleitung 

Die meisten Geschäfte wurden auf dem Zirkulationsweg behandelt Für die 

verschiedenen Beschlussfassungen waren zwei Sitzungen notwendig. Anläss­

lich einer Sitzung wurden auch Betriebe von Gesuchstellern besucht 
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Geschäftsstelle 

Die Geschäftsstelle prüfte die eingegangenen Gesuche. Vermehrt wurden Ge­

suche für Neu- und Umfinanzierungen gestellt. 

Auf verschiedene Gesuche konnte nicht eingetreten werden. 

Bei allen Finanzierungsvorhaben wurde auf ein Betriebsbudget abgestellt. Da­

bei wurde nach Möglichkeit eine Buchhaltung zugrundegelegt. 

Gesuchsteller, die schon mehrere Jahre einen Betrieb führen und keine Buch­

haltung vorweisen können, dürfen in der Regel nicht mehr als kreditwürdig be­

trachtet werden. 

Geschäftsführer 

Wie in den früheren Jahren hat der Geschäftsführer sich mit allgemeinen Fi­

nanzierungsfragen beschäftigt und an verschiedenen Betriebsleiterkursen mit­

gewirkt. 
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Bürgschaftsgesuche 

Im Berichtsjahr sind 72 Bürgschaftsgesuche eingegangen. Dazu kamen 9 un­

behandelte Fälle vom Vorjahr. Insgesamt waren somit 81 Bürgschaftsgesuche 

(85 im Vorjahr) zu verzeichnen. Der Geschäftsleitung sind 67 Fälle mit Bericht 

und Antrag zur Beschlussfassung unterbreitet worden. 6 Anfragen wurden von 

den Gesuchstellern wieder zurückgezogen oder infolge fehlender Unterlagen 

nicht weiter verfolgt. Am Jahresende waren noch 8 unbehandelte Fälle zu ver­

zeichnen. 

Von den von der Geschäftsleitung beurteilten Gesuchen sind 41 bewilligt und 

26 abgewiesen worden. Der bewilligte Betrag beläuft sich auf Fr. 1'857'500.-

gegenüber Fr. 2'358'500.- im Vorjahr. 

Der Anteil der abgewiesenen Gesuche war in den vergangenen Jahren nie so 

hoch, was vor allem auf Gesuche zurückzuführen ist, die für reine Umschul-

dungsmassnahmen gestellt wurden. 

Eingegangene Bürgschaftsverpflichtungen 

Im Berichtsjahr wurden 46 Bürgschaftsverpflichtungen mit einem Kapitalbetrag 

von Fr. 2'006'900.- unterzeichnet, gegenüber Fr. 1'870'000.- im Vorjahr. 

Verschiedene Verpflichtungen konnten nicht eingegangen werden, da die ge­

stellten Bedingungen nicht erfüllt wurden. 

Von den neuen Bürgschaftsverpflichtungen entfallen: 

13 auf Bürgschaften mit einer 
zusätzlichen Grundpfandsicherheit 
im Betrage von Fr. 719'000.-

33 auf Bürgschaften ohne 
zusätzliche Grundpfandsicherheit 
im Betrage von Fr. 1'287'900.-

Der mittlere verbürgte Darlehensbetrag beläuft sich auf Fr. 43'628.-, gegenüber 

Fr. 42'500.-im Jahre 1994. 
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Rückzahlungen 

Die Bürgschaftsnehmer sind ihren finanziellen Verpflichtungen, abgesehen von 

einigen Ausnahmen, nachgekommen und haben die vereinbarten Rückzahlun­

gen geleistet. 

Mit 377 Bürgschaftsnehmern 

wurde eine Rückzahlung von Fr. 1'496'250,00 

vereinbart. 

Davon haben zurückbezahlt: 

340 Schuldner Fr. r534'833.55 

54 Bürgschaften sind erloschen 

mit einem Betrag von Fr. 743'838.00 

Die Tilgungen betragen total Fr. 2'278'671.55 

37 Pflichtige Bürgschaftsnehmer haben keine Rückzahlungen geleistet. Eigent­

lich im Verzug sind lediglich 20 Schuldner, da ein Teil derjenigen, die keine 

Rückzahlungen geleistet haben, die Tilgungen bereits im Vorjahr erbrachten. 

Die Tilgung beträgt rund 20 % des verbürgten Betrages gegenüber 17 % im 

Vorjahr. Vier bis fünf Positionen im Ausmasse von total Fr. 80'000.- bis Fr. 

10O'OOO.- sind gefährdet. 

Die Grundpfandsicherheiten, die sich bei den Gläubigern befinden, wurden 

nach der Belastungsgrenze gemäss Bundesgesetz über das bäuerliche Boden­

recht bestellt. 
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Stand der Bürgschaften per 31. Dezember 1995 

Gestützt auf die Veränderungen im Berichtsjahr setzt sich der Bestand der 

Bürgschaften per 31. Dezember 1995 wie folgt zusammen: 

Stand per 31. Dezember 1994 

428 Bürgschaften mit einem 

Kapitalbetrag von Fr. 11'512'165. 40 

46 Bürgschaften, die im Jahre 

1995 übernommen wurden Fr. 2'006'900.00 

2 Bürgschaften weisen 
eine Erhöhung auf Fr. 8'572.35 Fr. 2'015'472.35 

Fr. 13'527'637.75 

Geleistete Tilgungen Fr. 

54 Bürgschaften sind erloschen Fr. 

Stand per 31. Dezember 1995 

420 Bürgschaften 

1'534'833.55 

743-838.00 Fr. 2'278'671.55 

Fr. 11'248'966.20 

Der ursprüngliche Betrag dieser 

Bürgschaften beläuft sich auf Fr. 18'165'560.50 
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Seit dem Jahre 1921 wurden insgesamt 

4083 Bürgschaften mit einem Kapital­

betrag von Fr. 70'346'638.00 

übernommen. 

Haftungsbetrag 

Der Haftungsbetrag liegt etwas über dem ausgewiesenen Kapitalbetrag. Im 

Haftungsbetrag sind zusätzliche Kosten für allfällige Zinsen, Spesen und Be­

treibungen inbegriffen. Der Haftungsbetrag kann wie folgt geschätzt werden: 

Verbürgter Kapitalbetrag Fr. 1 r248'966.20 

Haftung für Zinsen, Spesen 

und Betreibungskosten rund Fr. 751'033.80 

Total Haftungsbetrag Fr. 12'000'000.00 

Der Haftungsbetrag hat sich, wie der verbürgte Darlehensbetrag, gegenüber 

dem Vorjahr kaum verändert. 

Nach Artikel 32 der Statuten kann unsere Genossenschaft Bürgschaften bis zur 

Höhe des fünffachen Genossenschaftsvermögens übernehmen. Bürgschaften 

ohne Zusatzsicherheiten dürfen jedoch die Summe des dreifachen Genossen­

schaftsvermögens nicht übersteigen. Wir können somit einen Kapitalbetrag von 

insgesamt rund 17,3 Millionen Franken sicherstellen. Davon darf aber der An­

teil an reinen Bürgschaften den Betrag von 10,3 Millionen Franken nicht über­

steigen. 
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übernommene Verpflichtungen in den letzten zehn Jahren zugunsten von Ei­

gentümern und Pächtern. 

Eigentümer / Pächter 

(in Mio Franken seit 1986) 

26 

Gliederung der Bürgschaften 

Die 420 Bürgschaften mit einem 

Kapitalbetrag von Fr. 11'248'966.20 

verteilen sich auf: 

127 Eigentümer mit Fr. 5'299'994.90 

293 Pächter mit Fr. 5'948'971.30 

Bestand per 31. Dezember 1995 Fr. 11'248'966.20 

Darlehen, die zugunsten von Eigentümern aufgeführt sind, konnten zusätzlich 

durch Grundpfandverschreibungen sichergestellt werden. Die Sicherstellung 

erfolgte aber nach der gesetzlichen Belastungsgrenze nach Artikel 73 des 

Bundesgesetzes über das bäuerliche Bodenrecht 

Nebst den Grundpfandsicherheiten wurden bei 159 Bürgschaftsnehmern wei­

tere Sicherheiten bestellt. Dabei geht es hauptsächlich um Rückbürgschaften, 

zu einem kleinen Teil um Hinterlage von Wertschriften oder Abtretung von Ei­

gentumsvorbehalten. Der Wert dieser zusätzlichen Sicherheiten kann auf rund 

Fr. 2'250'000.- geschätzt werden. 
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Nach Kantonen verteilen sich die 420 Bürgschaften gemäss folgender Auf­

zeichnung. 

Anzahl Bürgschaften 

Kantone 

7 Anzahl 
0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 
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Die meisten Bürgschaften sind in den letzten fünf Jahren übernommen worden. 

Wie sich diese auf das Alter verteilen, zeigt folgende Zusammenstellung: 

Alter der 

Bürgschaften Anzahl % Fr. % 

- 5 Jahre 213 50.72 7'474'632.20 66.44 

6 - 10 Jahre 188 44.76 3'601'590.20 32.02 

über 10 Jahre 19 4.52 172'743.80 1.54 

420 100.00 i r248'966.20 100.00 

Der Verbürgung von Investitionskrediten gemäss Bundesgesetz über Investitions­

kredite und Betriebshilfe in der Landwirtschaft kommt wiederum eine wesentliche 

Bedeutung zu. 

Ende 1995 waren verbürgt: 

82 Bankkredite Fr. 2'645'868.20 

338 Investitionskredite Fr. 8'603'098.00 

Total Fr. 11'248'966.20 
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Zinssätze per 31. Dezember 1995 

Für die verbürgten Bankdarletien mussten unsere Bürgsctiaftsnetimer im 

Durchsclinitt für reine Bürgsctiaftsdarlehien und für Bürgschiaftsdarletien mit 

zusätzliclier Grundpfandsictierhieit 5,8 % bezaiilen. Diese Zinssätze sind ge­

genüber dem Vorjahr um rund 0,2 % gesunken. 

Verluste 

Im Berichtsjahr war ein Verlust im Gesamtbetrag von Fr. 37'910.25 zu ver­

zeichnen. 

Dabei mussten wir als Solidarbürgin eine Schuld ablösen. Dafür besteht noch 

eine Grundpfandsicherheit. Die Eintreibung des Verlustes kann voraussichtlich 

nur durch eine Grundpfandvenwertung erfolgen. 

UNE 

^UNG 

Einkommensverbesserungen mit verschiedenen Aktionen 
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III. Hilfsfonds 

Der Ertrag aus dem Hilfsfonds kann nach den Statuten für Beiträge ä fonds 

perdu zugunsten von einzelnen Bauernfamilien verwendet werden. 

Im Berichtsjahr wurden aus diesem Fonds ein Bauvorhaben mit Fr. S'OOO.- un­

terstützt. 

Die noch zur Verfügung stehenden Mittel können wie folgt ausgewiesen wer­

den: 

Am 1. November 1968 übernommener Betrag Fr. 414'345.65 

Bestand per 31. Dezember 1995 Fr. 589'543.20 

Ende 1995 verfügbare Mittel Fr. 175'197.55 

In den letzten Jahren hat sich dieser Fonds etwas erhöht, da die angefallenen 

Zinsen nicht voll verwendet worden sind. Diese bescheidene Reserve könnte 

aber in nächster Zukunft von Nutzen sein. 

Der Fonds für Aussteuerbeihilfe wurde nicht beansprucht. 

Der Bestand beträgt noch Fr. 28'296.-. 
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IV. Rechnungswesen 

Antrag an die Generalversammlung 

Verteilung des Überschusses 

Die Jaliresrecfinung 1995 ergibt einen 

IJberschiuss von Fr. 26754.25 

Dazu l<ommt der Saldo vom Vorjahr Fr. 1*095.25 

Total Überschuss Fr. 27'849.50 

Dieser Überschuss ist wie folgt zu verteilen: 

Zuweisung an Verlustreserve Fr. 20*010.25 

Verzinsung der Anteilscheine 

Fr. 166'200.- mit 4 % Fr. 6*648.00 

Vortrag auf neue Rechnung Fr. 1*191.25 

Total Fr. 27'849.50 
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Den Geldinstituten und unseren Genossenschaftern danken wir fijr die uns 

wiederum gewährte Unterstützung. 

Brugg, 21 . Mai 1996 

Namens des Vorstandes 

Der Präsident: H.P. Späti 

Der Geschäftsführer: H.R.Hotz 
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Erfolgs-

Ertrag 

1995 
Fr. 

1994 
Fr. 

Ertrag aus Wertschriften 

Zinsen 

Kursgewinne 

179'673.90 165'253.15 

91'010.00 148750.00 

Zuschuss aus Hilfsfonds 

Zuschuss aus Fonds 

Mina Bosshardt 

Zuschuss aus 

Aussteuerbeihilfe 

S'OOO.OO 

7'300.00 

12'500.00 

7'500.00 

1'500.00 

Entnahme aus Verlustreserve 37'910.25 11'565.30 

Einnahmen aus 

Aussteuerbeihilfe 300.00 300.00 

Honorare 1'265.00 343.00 

323'459.15 347'711.45 
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Rechnung 

Aufwand 

Verwaltungskosten 

1995 
Fr. 

1994 
Fr. 

Besoldung 78'325.00 77'675.00 

Beiträge AHV, usw. 7'465.20 4'882.90 

Beiträge an Pensions­
und Krankenkasse 6'082,50 6'538.35 

Versicherungen 1'468.00 1'090.60 

Auswärtige Tätigkeit 7'115.80 6'668.10 

Taggelder an Vorstand 8'395.75 9'695.30 

Miete, Heizung, usw. 4'565.00 4'752.00 

Bankgebühren 10'972.85 6'741.00 

Porti, Telefon 2'122.05 2'344.90 

Drucksachen 3'20S.30 2'804.90 

Büromaterial 582.35 989.30 

Büromaschinen 1'738.55 2'186.00 

Verschiedenes 1712.20 2'233.80 

Abschreibungen auf Wertschriften 118'741.10 171'044.00 

Verluste aus Bürgschaften 37'910.25 11'565.30 

Hilfsfonds 

-Beiträge aus Hilfsfonds S'OOO.OO 12'500.00 

Aussteuerbeihilfe 

-Beiträge aus Aussteuerbeihilfe 0 1'500.00 

-Ueberw. an Aussteuerbeihilfe 300.00 300.00 

Ueberschuss 

-Ueberschuss 1995 26'754.25 22'200.00 

323'459.15 347-711.45 
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Bilanz per 31. Dezember 1995 

(Vor Verteilung des Uebersbhiusses) 

Kassabestand 

Bankguthaben 

- Aargauische Kantonalbank 

Wertschriften 

Sparhefte 

Mobiliar 
Guthaben an Verrechnungs­

steuern 

Nicht einbezahltes Anteil­
scheinkapital 

Stammkapital 

Anteilscheinkapital 

Reservefonds 

Verlustreserve 

Fonds Mina Bosshardt 

Fürsorgefonds 

Hilfsfonds 

Aussteuerbeihilfe 

Nicht eingelöste Zinsen 

Gewinnvortrag 1994 

Ueberschuss 1995 

Aktiven Passiven 

Fr. Fr. 

7'803.90 

123'278.45 

3'111750.00 

13'059.30 

1.00 

23'943.55 

387'800.00 

1 LOO'OOO.OO 

554'000.00 

670'000.00 

375'089.75 

ISO'OOO.OO 

72'000.00 

589'543.20 

28'296.00 

857.75 

1'095.25 

26'754.25 

3'667'836.20 3'667'636.20 
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Bilanz per 31. Dezember 1994 

(Vor Verteilung des Ueberschusses) 

Kassabestand 

Bankguthaben 

Neue Aargauer Bank 
Sparkonto NAB 

Aargauische Kantonalbank 

Wertschriften 

Sparhefte 

Mobiliar 

Guthaben an Verrechnungs­
steuern 

Nicht einbezahltes Anteil­
scheinkapital 

Stammkapital 

Anteilscheinkapital 

Reservefonds 

Verlustreserve 

Fonds Mina Bosshardt 

Fürsorgefonds 

Hilfsfonds 

Aussteuerbeihilfe 

Nicht eingelöste Zinsen 

Gewinnvortrag 1993 

Ueberschuss 

Aktiven Passiven 

Fr. Fr. 

1714.00 

126'882.55 
5'174.95 

224'474.60 

2'889'240.00 

12'804.40 

1.00 

19*790.55 

387'800.00 

1'200'000.00 

554*000.00 

670*000.00 

400'434.70 

ISO'OOO.OO 

70'000.00 

S72'S43.20 

26'996.00 

768.60 

939.55 

22'200.00 

3'667'882.05 3'667'882,0S 
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Bericht der Revisionsstelle zur Jahresrechnung 1995 

Als Revisionsstelle der Schweizerischen bäuerlichen Bürgschaftsgenossenschaft 

haben wir die auf den 31. Dezember 1995 abgeschlossene Jahresrechnung ge­

prüft. 

Dabei wurden folgende Feststellungen gemacht: 

• Die Buchhaltung wurde ordnungsgemäss geführt. 

Nach unserer stichprobenweisen Prüfung ist der Zahlungsverkehr durch 

Einnahmen- und Ausgabenbelege nachgewiesen. Die Prüfung der 

Aufwendungen ergab keine Beanstandungen. 

e Die Bilanzpositionen per 31.12.1995 sind ordnungsgemäss belegt. 

Die Aktiven und Passiven sind richtig ausgewiesen und die 

Periodenabgrenzungen wurden korrekt vorgenommen. 

» Aufgrund der von uns durchgeführten Kontrollen können wir 

bestätigen, dass die Darstellung der Vermögenslage und des 

Geschäftsergebnisses in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 

Vorschriften und den Statuten erfolgt ist. 

• Wir beantragen der Generalversammlung, die Bilanz und 

Erfolgsrechnung 1995, mit einem Überschuss von Fr. 26'754.25, 

zu genehmigen und den verantwortlichen Organen für die gute 

Geschäftsführung Decharge zu erteilen. 

Inkl. Gewinnvortrag von Fr. r095.25 stehen der Generalversammlung 

Fr. 27'849.50 zur Verfügung. 

Brugg, 18. April 1996 Die Revisionsstelle: 

W. Neuhaus 

N. Senn 
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